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A. Bericht des Abgeordneten Susset 


Der Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut- 
zes'' für den Zeitraum 1975 bis 1978 — Drucksache 
7/3563 — wurde von der Frau Präsidentin gemäß 
§ 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung am 11. Juni 1975 
dem Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten federführend sowie dem Haushaitsausschuß 
mitberatend überwiesen. Der Haushaitsausschuß hat 
die Vorlage am 1. Oktober 1975 beraten, der feder- 
führende Ausschuß am 18. September und am 2. Ok- 
tober 1975. Sie haben beschlossen, dem Bundestag 
vorzuschlagen, die Vorlage zur Kenntnis zu nehmen. 

Der vorliegende Rahmenpian ist vom Planungaus- 
schuß für Agrarstruktur und Küstenschutz, dem der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten als Vorsitzender sowie der Bundesminister 
der Finanzen und die elf Minister (Senatoren) für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten der Län- 
der angehören, in Ausführung des Gesetzes über 
die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Kütsenschutzes" in der Fassung 
vom 23. Dezember 1971 (BGBl. I S. 2140) beschlos- 
sen worden. 

Im Teil I (Einführung) werden die gesetzlichen 
Grundlagen und das vorgeschriebene Verfahren für 
die Aufstellung des Rahmenplans dargelegt. Im 
Teil II sind die Förderungsgrundsätze für die ver- 
schiedenen Maßnahmengruppen (z. B. Flurbereini- 
gung, Einzelbetriebliches Förderungsprogramm, För- 


derung landwirtschaftlicher Betriebe in benachtei- 
ligten Gebieten, Küstenschutz) festgeiegt. Teil III 
erläutert die Förderungsgrundsätze für die einzel- 
nen Maßnahmen sowie deren Finanzierung. Teil IV 
befaßt sich mit besonderen Förderungsschwerpunk- 
ten in den einzelnen Bundesländern. Teil V enthält 
die Zusammenfassung der Anmeldungen 1975 für 
das Bundesgebiet, Teil VI die Fortschreibung des 
Rahmenplans für die Finanzplanjahre 1976 bis 1978 
und Teil VII eine Darstellung über den Vollzug des 
Rahmenpians 1973 bis 1976. 

Im Rahmen der Ausschußberatungen stand die 
Diskussion um die Förderschwelle des Einzelbetrieb- 
lichen Förderungsprogramms im Vordergrund. Es 
wurden Stimmen laut, die eine Abwendung von 
starren Regelungen zugunsten größerer Flexibilität 
forderten. Ferner wurde im federführenden Aus- 
schuß erörtert, ob die von der Gemeinschaftsauf- 
gabe erfaßten Maßnahmen auch tatsächlich die 
strengen Voraussetzungen des Artikels 91 a Abs. 1 
GG, nämlich die Mitwirkung des Bundes bei der 
Erfüllung von Länderaufgaben wegen deren Bedeut- 
samkeit für die Gesamtheit und wegen der Erforder- 
lichkeit der Mitwirkung des Bundes zur Verbesse- 
rung der Lebensverhältnisse, erfüllen. Insoweit soll 
die Bundesregierung Bericht erstatten. Andererseits 
wurde darauf hingewiesen, daß auch der Bund ver- 
suche, seine eigenen Aufgaben in die Gemein- 
schaftsaufgabe einzufügen. 
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Im Hinblick hierauf hat der federführende Aus- 
schuß die Kenntnisnahme des Rahmenplans mit der 
Maßgabe beschlossen, daß die Bundesregierung prü- 
fen soll, inwieweit die in ihm vorgesehenen Maß- 
nahmen die Voraussetzungen des § 91 a Abs. 1 
des Grundgesetzes erfüllen. 


Bonn, den 10. Oktober 1975 


Susset 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" für den Zeitraum 1975 bis 1978 — Drucksache 7/3563 — 
mit der Maßgabe zur Kenntnis zu nehmen, daß die Bundesregierung ersucht wird 
zu prüfen, inwieweit die im Rahmenplan vorgesehenen Maßnahmen die Voraus- 
setzungen des Artikels 91 a Abs. 1 des Grundgesetzes (Mitwirkung bei der Erfül- 
lung von Länderaufgaben wegen deren Bedeutsamkeit für die Gesamtheit und 
Erforderlichkeit der Mitwirkung zur Verbesserung der Lebensverhältnisse) er- 
füllen, und dem Bundestag bei Vorlage des nächsten Rahmenplanes darüber zu 
berichten. 


Bonn, den 10. Oktober 1975 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Susset 

Vorsitzender Berichterstatter 
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